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Liebe Kolleginnen
und Kollegen!
Die Tarifrunde ist abgeschlossen. Die Akteure
lecken sich nach einem komplizierten Schlich-
tungsverfahren die Wunden. Inzwischen hat der
Bundesinnenminister den Referentenentwurf
eines Besoldungs- und Versorgungsanpassungs-
gesetzes vorgelegt: das Tarifergebnis soll
inhalts- und zeitgleich auf den Beamtenbereich
übertragen werden.

Keinem ist zum Jubeln zumute. Die Ergebnisse
sind das Produkt eines hart errungenen Kompro-
misses, der uns immer wieder vor Augen führen
muû: der Kompromiû ist ein Kernstück politi-
scher Handlungsfähigkeit. Wir können keine
Wunder wirken, aber dafür Sorge tragen, daû
das politisch Machbare auch durchgesetzt wird.

Positiv hervorzuheben ist: der Einstieg in die
Altersteilzeit ist auf Bundesebene gelungen. Nun
müssen wir mit aller Kraft darauf hinwirken, daû
er über eine ¾nderung des Beamtenrechts-
rahmengesetzes ebenso wie im Tarifbereich
bundesweit umgesetzt wird.

Völlig unbefriedigend ist der weitere An-
passungsschritt der Ostgehälter an das West-
niveau um nur 1,5 %. Ich kann den resignieren-
den Unmut der Kolleginnen und Kollegen in
den jungen Bundesländern verstehen. Sie wollen
mehr als eine Perspektive für die volle An-
passung: sie wollen die Anerkennung einer
herausragenden Pionierleistung beim Aufbau
einer Steuerverwaltung in den jungen Bundes-
ländern, die in der Finanzgeschichte ihres-
gleichen sucht. Sie erwarten völlig zu Recht,
daû endlich das Prinzip ¹gleiche Bezahlung für
gleiche Leistungª umgesetzt wird.

Um so mehr muû ich an ihre Geduld appellieren
und vor Resignation warnen. Wir streiten weiter!
Und dafür haben wir die Grundlagen geschaffen
in ¹unsererª DSTG mit ihrem hohen Organisa-
tionsgrad, ihrer Ausstrahlung in die Öffentlich-
keit und ihrem gesellschaftlichem Profil.
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51 Besoldungsrunde 1998:
Tarifvertrag wird inhalts-
und zeitgleich übernommen

Wie im Tarifbereich werden die Bezüge der Beamten vom
1. Januar 1998 an um 1,5 Prozent angehoben. Dies sieht der
Gesetzentwurf zur Besoldungserhöhung vor. Altersteilzeit
für Beamte wird auf Bundes- und Landesebene möglich.
Die jährliche Sonderzuwendung auf dem Niveau des Jahres
1996 wird nicht angetastet.

52 Versorgungsreformgesetz
ist systemwidrig und unsozial

DSTG und DBB kritisieren die gesetzlich beschlossene
Versorgungsrücklage für Beamte. Die Höhe des Abzugs
bei Besoldungsanpassungen ist skandalös und dient
der Bereicherung der öffentlichen Kassen.

51 DSTG jetzt im Internet

Die DSTG ist jetzt im Internet
präsent. Die Adresse lautet:
http://www.dstg.de.
Damit beginnt ein neues
Informationszeitalter für die
Gewerkschaft.

54 Bundesvorstand fordert:
Beihilfe sozial staffeln

Das Beihilfesystem muû insbesondere im Interesse älterer
Beschäftigter und Pensionäre sozial gestaffelt werden. Dies
fordert der Bundesvorstand der DSTG. Die Beiträge zu den
privaten Krankenkassen können die Altersbezüge auf das
Existenzminimum schrumpfen lassen.

Titelfoto

An frauenspezifischen Themen gibt es in der DSTG ein groûes
Interesse. Zu einem Seminar trafen sich Mitglieder der
Bundesfrauenvertretung unter Leitung ihrer Vorsitzenden
Helene Wildfeuer. Ein Bericht folgt auf S. 54
Foto: Eduard N. Fiegel

Deutsche Steuer-Gewerkschaft

Hallo!
Willkommen bei
DSTG-online!
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B undesinnenminister
Kanther hat den Ent-
wurf eines Gesetzes

über die Anpassung von
Dienst- und Versorgungsbe-
zügen in Bund und Ländern
vorgelegt. Damit soll inhalts-
und zeitgleich die Tarifeini-
gung für den öffentlichen
Dienst auf den Beamtenbe-
reich mit folgenden Maû-
nahmen übertragen wer-
den:

I lineare Anhebung der
Dienst- und Versorgungs-
bezüge der dynamischen
Zulage und der Anwärter-
bezüge um 1,5% ab 1. Ja-
nuar 1998,

I Anhebung des Bemes-
sungssatzes-Ost von 85
v. H. auf 86,5 v. H.,

I Einführung der Altersteil-
zeit für Beamte,

I die jährliche Sonderzu-
wendung auf dem Niveau
des Jahres 1996 bleibt un-
angetastet.

Gleichzeitig wird eine Al-
tersteilzeit auch für Beamte
eingeführt (§ 72 b des Bun-
desbeamtengesetzes). Die
Regelung hat zunächst nur
Wirkung für die Bundesbe-
amten. Um den politischen
Druck auf die Länder zu ver-
stärken, haben DSTG und
DBB gefordert, durch eine
¾nderung des Beamten-
rechtsrahmengesetzes die
Altersteilzeit für Beamte
auch in den Ländern mit ein-
heitlichen Kriterien einzu-
führen.

Nach der vorgesehenen
Bundesregelung kann auf
Antrag, der sich auf die Zeit
bis zu Beginn des Ruhestan-
des erstrecken muû, Teilzeit-
beschäftigung mit der Hälfte
der regelmäûigen Arbeits-
zeit bewilligt werden, wenn
der Beamte das 55. Lebens-
jahr vollendet hat, er in den

letzten fünf Jahren vor Be-
ginn der Teilzeitbeschäfti-
gung mindestens drei Jahre
vollzeitbeschäftigt war, die
Teilzeitbeschäftigung vor
dem 1. August 2004 beginnt
und dringende dienstliche
Belange nicht entgegenste-
hen (Altersteilzeit).

Beamte, die das 60. Lebens-
jahr vollendet haben, haben
einen Rechtsanspruch auf
Altersteilzeit.

Gleichzeitig enthält der Re-
ferentenentwurf eine Er-
mächtigung für die Bundes-
regierung, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung
des Bundesrates, einen
nichtruhegehaltfähigen Zu-
schlag zu den Dienstbezü-
gen zu gewähren. Zuschlag
und Dienstbezüge dürfen
83% der bei Vollzeitbe-
schäftigung zustehenden
Nettobezüge nicht über-
schreiten.

Der Zuschlag ist gemäû § 3
Nr. 28 EStG als Aufstok-
kungsbetrag im Sinne des
Altersteilzeitgesetzes steu-
erfrei. Mit dem Entwurf des
Bundesinnenministers wird
das aufgrund der Einigungs-
empfehlung der Schlich-
tungskommission erreichte
Tarifergebnis im Bereich der
Altersteilzeit nachgezeich-
net. Das Tarifergebnis hat
folgenden Wortlaut:

¹Mit Arbeitnehmern, die
das 55. Lebensjahr vollendet
haben, kann mit folgenden
Maûgaben Altersteilzeit ent-
sprechend den Regelungen
des Altersteilzeitgesetzes
vereinbart werden, soweit
dringende dienstliche bzw.
betriebliche Gründe nicht
entgegenstehen:

a) Arbeitnehmer, die das
60. Lebensjahr vollendet
haben, ist Altersteilzeit zu
gewähren, soweit drin-

gende dienstliche bzw.
betriebliche Gründe nicht
entgegenstehen.

b) Die Altersteilzeit kann in
Form von Blockmodellen
(Arbeitsphase, Freizeit-
phase) vereinbart wer-
den.

c) Das für die Hälfte der re-
gelmäûigen Arbeitszeit
zustehende Arbeitsent-
gelt wird um einen Auf-
stockungsbetrag angeho-
ben. Der Aufstockungs-
betrag muû so hoch sein,
daû der Arbeitnehmer
insgesamt 83% des bei
regelmäûiger Arbeitszeit
zustehenden Vollzeitnet-
toarbeitsentgelts erhält.

d) Der Arbeitgeber entrich-
tet zusätzliche Beiträge
zur Rentenversicherung
entsprechend der gesetz-
lichen Regelung.

e) Wenn der Arbeitnehmer
durch die Inanspruch-
nahme der vorgezogenen
Altersrente nach Alters-
teilzeitarbeit Rentenkür-

zungen in Kauf nehmen
muû, erhält er eine nach
der Höhe der Rentenab-
schläge gestaffelte Ein-
malzahlung von höch-
stens bis zu drei Monats-
bezügen.

Altersteilzeit soll vorrangig
dazu dienen, Ausgebildeten
und Arbeitslosen eine beruf-
liche Perspektive zu ermög-
lichen. Die Arbeitgeber von
Bund, Ländern und Ge-
meinden werden während
der Laufzeit der Tarifverein-
barung regelmäûig über die
Beschäftigungswirkung in-
formieren. Sie stellen hierfür
die erforderlichen Informa-
tionen zur Verfügungª.

Die im Tarifvertrag vorgese-
hene Altersteilzeit in Form
von Blockmodellen (Arbeits-
phase ± Freizeitphase) kann
auch auf den Beamtenbe-
reich übertragen werden.

Hierzu bedarf es einer ent-
sprechenden ¾nderung der
Arbeitszeitverordnungen
der Länder.

Besoldungsrunde 1998:

Tarifvertrag wird inhalts- und
zeitgleich für Beamte
übernommen

DSTG im Internet

Seit dem 23. März 1998 ist die Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft unter der Adresse http://www.dstg.de im Internet
präsent. Damit geht die DSTG in ein neues Zeitalter des
Informationsangebots für ihre Mitglieder. In dem Pro-
gramm werden zunächst die gewerkschaftlichen Positio-
nen, Aufbau und Organisation sowie Pressemitteilungen
eingestellt. In einem weiteren Schritt sollen Urteile, beam-
ten- und tarifpolitische sowie jugend- und frauenspezifi-
sche Themen ständig aktualisiert werden.

Über ein sogenanntes Link ist die DSTG auch mit
dem DBB-Internetprogramm verbunden bzw. umgekehrt
über die DBB-Internetseite (http://www.dbb.de) zu er-
reichen.

Alle Internet-Nutzer bittet die Redaktion um Verständnis,
daû sich das Programm im Aufbau befindet und daher
noch Lücken aufweisen kann, die jedoch so schnell wie
möglich geschlossen werden.
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D er Deutsche Bun-
destag hat am
3. April 1998 mit

den Stimmen von CDU/CSU
und F.D.P. das Versorgungs-
reformgesetz verabschiedet.
Es wird erwartet, daû der
Bundesrat dem Gesetzent-
wurf zustimmt und ein Ver-
mittlungsverfahren vermie-
den wird.

Nach Auffassung von DSTG
und DBB ist das Gesetz un-
sozial und unausgewogen.
Besonders wird die Höhe
der beabsichtigten Versor-
gungsrücklage kritisiert:
Nach Angaben des Bundes-
innenministeriums, die sich
mit vom DBB eingehol-
ten versicherungsmathema-
tischen Gutachten decken,
benötigt der Bund 30 Mil-
liarden DM, um den so-
genannten ¹Versorgungs-
bergª zu untertunneln.
Nach dem Entwurf sollen
mindestens 60 Milliarden
DM zurückgelegt werden.

Nachdrücklich kritisiert wird
auch die dauerhafte Absen-
kung von 3% des aktiven
Vermögens und der Versor-

Bund, Länder
und Gemeinden

bereichern sich auf
Kosten der Beamten

gungsbezüge. ¹Hier berei-
chern sich Bund, Länder
und Gemeinden auf Dauer
auf Kosten der Beamten
und Versorgungsempfän-
gerª kritisiert der DBB.

Die deutliche Absenkung
der Bezahlung des Nach-
wuchses ist unsozial. Die
vorgesehenen ¾nderungen
führen zu Einkommensver-
lusten bis zu 25%. Diese
Kürzung steht im Wider-
spruch zur Mitte letzten Jah-
res eingeführten neuen Be-
soldungstabelle, die gerade
die jüngeren Einkommens-
bezieher begünstigen soll.

Begrüût werden die vorge-
sehenen punktuellen Ver-
besserungen im Bezah-

lungssystem, insbesondere
im Zusammenhang mit der
Kindererziehung.

Kernstück des Gesetzes ist
die Versorgungsrücklage.
Sie soll aus der Verminde-
rung der Besoldungs- und
Versorgungsanpassung in
der Zeit vom 1. Januar 1999
bis zum 31. Dezember 2013
um jeweils 0,2% bis zur Hö-
he von 3% (15 � 0,2) gebil-
det und einem Sonderver-
mögen zugeführt werden,
das Bund und Länder je-
weils für sich einrichten.

Der Bundesinnenminister
hat für seinen Bereich den
Entwurf eines Gesetzes über
die Versorgungsrücklage
vorgelegt. Das Gesetz hat
Modellcharakter für die
Länder. Nach dem Entwurf
verwaltet die Deutsche Bun-
desbank das Sondervermö-
gen gemeinsam mit dem
Bundesministerium des In-
nern.

Die dem Sondervermögen
zuflieûenden Mittel sind in
Schuldverschreibungen des
Bundes anzulegen.

Bei dem Sondervermögen
wird ein Beirat gebildet.
Dem Beirat gehört ein Ver-
treter des Deutschen Beam-
tenbundes an.

Gegenüber dem Regie-
rungsentwurf konnten im
Gesetzgebungsverfahren ¾n-
derungen von DSTG und
DBB durchgesetzt werden:

I das Merkmal ¹Beitragª ist
± aus verfassungsrechtli-
chen Gründen ± ersetzt
worden durch den Begriff
¹Verminderung der Besol-
dungs- und Versorgungs-
anpassungenª;

I die 0,2%-Schritte zur Er-
reichung des Gesamtvolu-
mens von 3 % sind im Ge-
setz festgeschrieben wor-
den;

I die 0,2%-Schritte wurden
vom Tarifergebnis ab- und
an die Besoldungsanpas-
sung nach § 14 des Bun-

desbesoldungsgesetzes
angekoppelt.

Über das Versorgungsre-
formgesetz soll ein ¹Ver-
sorgungsbergª untertunnelt
werden. Danach wird die
Versorgungsquote im Ver-
hältnis zum Bruttoinlands-
produkt bis zum Jahre 2008
von 1,2% auf 1,3% anstei-
gen. Der Anstieg verstärkt
sich bis zu den Jahren 2020/
2022 auf 1,6 v. H. Danach
wird die Versorgungsquote
zu ihrem Ausgangspunkt
(1,2 v. H.) zurückgehen.

Unter anderem sind folgen-
de weitere Maûnahmen im
Versorgungsreformgesetz
vorgesehen:

I Neu eingeführt wird das
Institut einer ¹begrenzten
Dienstfähigkeitª. Von ei-
ner Versetzung in den Ru-
hestand soll abgesehen

¹Restlicheª
Arbeitskraft muû

eingesetzt werden

werden, wenn der Beamte
das 50. Lebensjahr vollen-
det hat und er unter Bei-
behaltung seines Amtes
die verbliebene Arbeits-
kraft dem Dienstherrn
nutzbar macht, soweit die
Einschränkung 50 v. H.
nicht überschreitet. Der
Einsatz in ¹Teildienstfä-
higkeitª ist bis zum 31. De-
zember 2004 begrenzt.

I Die Kolleginnen und Kol-
legen, die in den jungen
Bundesländern eine Über-
gangsausbildung abge-
schlossen haben (sog.
¹Bewährungsbewerberª),
konnten nach der gelten-
den Regelung erst nach
Ablauf einer fünfjährigen
Wartezeit in ein anderes
Bundesland versetzt wer-
den. Auf diese Fünfjah-
resfrist wird verzichtet.
Voraussetzung für eine
Versetzung ist jedoch
nach wie vor, daû der Be-
amte/die Beamtin auf Le-
benszeit ernannt worden

ist und die dreijährige
Probezeit absolviert hat.

I Nach wie vor gilt auch,
daû die Übernahme eines
Übergangsbewerbers in
der freien Personalauto-
nomie des übernehmen-
den Bundeslandes steht.
Es besteht daher nach wie
vor kein Versetzungsan-
spruch, nur die fünfjähri-
ge Wartezeit kann einer
Versetzung nicht mehr
entgegenstehen, wenn im
übrigen eine Übernahme-
bereitschaft besteht.

I Beamtenanwärter haben
künftig ± wie andere Be-
soldungsempfänger auch
± Anspruch auf Familien-
zuschlag; der Anwär-
terverheiratetenzuschlag
entfällt ebenso wie der Al-
terszuschlag. Die Höhe
des Familienzuschlages
richtet sich nach der Be-
soldungsgruppe des künf-
tigen Eingangsamtes. Die
Anwärtergrundbeträge
werden um ca 5% abge-
senkt.

Übergangsregelungen
stellen sicher, daû Anwär-
ter, die sich am Tage vor
dem Inkrafttreten des Ver-
sorgungsreformgesetzes
in einem Beamtenver-
hältnis auf Widerruf be-
fanden, Anwärterbezüge
nach den bis zu diesem
Tag geltenden Vorschrif-
ten erhalten.

I Für Stellenzulagen, die in
der Steuerverwaltung ge-
zahlt werden, gilt folgen-
des:

± Die Ruhegehaltfähig-
keit der Polizeizulage
(Steufa-Zulage) in Höhe
von 245,45 DM (im ersten
Jahr = 122,72 DM) sowie
die Ruhegehaltfähigkeit
der Auûendienstzulage in
Höhe von 33,34 DM im
mittleren und 75,00 DM
im gehobenen Dienst sol-
len entfallen. Allerdings:
die bisherigen Vorschrif-
ten über die Ruhegehalt-
fähigkeit sind weiter an-
zuwenden für Empfänger
von Dienstbezügen, die
bis zum 31. Dezember
2007 in den Ruhestand
treten oder versetzt wer-
den. Für Empfänger von

Versorgungsreformgesetz
ist systemwidrig und unsozial
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Dienstbezügen der Besol-
dungsgruppe A 1 bis A 9
wird diese Frist auf den
31. Dezember 2010 aus-
gedehnt. Dies gilt nicht,
wenn die Zulage nach
dem Inkrafttreten des Ge-
setzes erstmalig gewährt
worden ist.

± Demgegenüber bleibt
die allgemeine Stellenzu-
lage ruhegehaltfähig. Sie
nimmt auch weiter an den
linearen Besoldungsan-
passungen teil. Sie beträgt
in den Besoldungsgrup-
pen

A 6 bis A 8 = 28,22 DM
A 9 (mittlerer Dienst)

= 110,43 DM

A 9 bis A 13
(gehobener Dienst)

= 122,70 DM

A 13 (höherer Dienst)
= 122,70 DM

± Die Polizei- und Auûen-
dienstzulage sollen in Zu-
kunft nicht mehr an den li-
nearen Besoldungsanpas-
sungen teilnehmen.

± Die Programmierzulage
(20,00 DM im mittleren
Dienst und 45,00 DM im
gehobenen Dienst bis zur
Besoldungsgruppe A 12)
soll entfallen. Der Wegfall
soll durch eine aufzehren-
de Ausgleichszulage aus-
geglichen werden.

± Die allgemeine Stellen-
zulage wurde in ihrer
Mindesthöhe von 73,66
DM für alle Besoldungs-
gruppen in die Grundge-
haltstabelle bereits einge-
baut.

Das Versorgungsreformge-
setz enthält eine komplexe
Fülle von weiteren Maûnah-
men, über die wir nach In-
krafttreten des Versor-
gungsreformgesetzes ± vor-
aussichtlich in einer Bro-
schüre ± berichten werden.

Über eine weitere bedeutsa-
me Maûnahme muû jedoch
umfassend schon jetzt infor-
miert werden:

die Wartefrist für die Versor-
gung aus einem Beförde-
rungsamt wird von zwei um
ein Jahr auf drei Jahre ver-
längert. Gleichzeitig werden

bestehende Ausnahmerege-
lungen aufgehoben. Die
Wartefrist entfällt selbst
dann nicht, wenn ein neues
Beförderungsamt geschaf-

Erst nach drei Jahren
höhere Versorgung

aus Beförderungsamt

fen wurde und eine erstmali-
ge Beförderung in diesem
Amt erfolgte.

Im einzelnen gilt folgendes:

a) Nach der bisherigen Fas-
sung des § 5 Abs. 1 Satz 1
Beamtenversorgungsgesetz
sind ruhegehaltfähige Dienst-
bezüge das Grundgehalt,
das dem Beamten nach dem
Besoldungsrecht zuletzt zu-
gestanden hat oder die die-
sem entsprechenden Dienst-
bezüge, der Familienzu-
schlag bis zur Stufe 1 und
sonstige Dienstbezüge, die
im Besoldungsrecht als ru-
hegehaltfähig bezeichnet
sind. Durch eine Neufas-
sung des § 5 Abs. 1 Satz 1
Beamtenversorgungsgesetz
wird nunmehr klargestellt,
daû Dienstbezüge nur dann
ruhegehaltfähig sind, wenn
sie bis zuletzt bezogen wor-
den sind. Dies gilt künftig
für alle Bezügebestandteile,
also auch für ruhegehaltfä-
hige Stellenzulagen.

b) Nach der bisherigen Fas-
sung des § 5 Abs. 3 Be-
amtVG ist ± vereinfacht dar-
gestellt ± vorgesehen, daû
der Beamte die Dienstbezü-
ge des Amtes, aus dem er in
den Ruhestand getreten ist,
mindestens zwei Jahre lang
vor dem Eintritt in den
Ruhestand erhalten haben
muû, weil ansonsten nur die
Dienstbezüge des vorher be-
kleideten Amtes ruhege-
haltfähig sind. Zeiten, in de-
nen der Beamte ein seinem
letzten Amt mindestens
gleichwertiges Amt bei ei-
nem öffentlich-rechtlichen
Dienstherr bekleidet hat,
sind in die Zweijahresfrist
einzurechnen, das gleiche
gilt für die Zeit, in der der
Beamte vor der Amtsüber-
tragung die höherwertigen
Funktionen des ihm erst
später übertragenen Amtes
tatsächlich wahrgenommen

hat sowie für die Zeit einer
innerhalb der Zweijahres-
frist liegenden Beurlaubung
ohne Dienstbezüge, soweit
sie als ruhegehaltfähig be-
rücksichtigt worden ist.

Durch die Neufassung wur-
de § 5 Abs. 3 BeamtVG we-
sentlich geändert. So sind
nur die Bezüge des vorher
bekleideten Amtes ruhege-
haltfähig, wenn ein Beamter
aus einem Amt in den Ruhe-
stand getreten ist und er die
Dienstbezüge dieses oder
eines mindestens gleichwer-
tigen Amtes vor dem Eintritt
in den Ruhestand nicht min-
destens drei Jahre lang er-
halten hat. In die Dreijahres-
frist einzuberechnen ist , wie
bisher, die innerhalb dieser
Frist liegende Zeit einer Be-
urlaubung ohne Dienstbe-
züge, soweit sie als ruhe-
gehaltfähig berücksichtigt
worden ist.

Durch die Neufassung ent-
fällt also insbesondere die
Ausnahmeregelung, nach
der Zeiten der Wahrneh-
mung höherwertiger Funk-
tionen des Beförderungsam-
tes auch dann auf die Warte-
zeit angerechnet werden,
wenn das Amt förmlich noch
nicht übertragen worden
war. Die Versorgung wird
künftig nur dann aus dem
Beförderungsamt gewährt,
wenn daraus mindestens
drei Jahre lang Dienstbezü-
ge gezahlt worden sind. Auf
diese Weise soll nach Vor-
stellung des Gesetzgebers
insbesondere die Versor-
gungswirksamkeit von sol-
chen Beförderungen, die

Ausnahmen
bei Krankheit

kurz vor Erreichen der Al-
tersgrenze ausgesprochen
werden, eingeschränkt wer-
den.

c) Des weiteren entfällt die
dreijährige Wartefrist selbst
dann nicht, wenn ein neues
Beförderungsamt geschaf-
fen wurde und eine erstmali-
ge Beförderung in die-
ses Amt erfolgt (bisher: § 5
Abs. 4 Satz 2 BeamtVG).

d) Erhalten bleibt hingegen
die Ausnahme, daû die Drei-

jahresfrist nicht gilt, wenn
der Beamte vor Ablauf der
Frist infolge von Krankheit,
Verwundung oder sonstiger
Beschädigung, die er sich
ohne grobes Verschulden
bei Ausübung oder aus Ver-
anlassung des Dienstes zu-
gezogen hat, in den Ruhe-
stand getreten ist.

Die Neufassung des Beam-
tenversorgungsgesetzes tritt
am 1. Januar 1999 in Kraft.

Nach den Übergangsbe-
stimmungen (im neu ge-
schaffenen § 69 c BeamtVG)
ist ± vereinfacht dargestellt ±
folgendes geregelt:

a) Für Versorgungsfälle, die
vor dem 1. Januar 1999
eingetreten sind, findet § 5
Abs. 3 bis 5 BeamtVG in
der bis zum 31. Dezember
1998 geltenden Fassung An-
wendung (§ 69 c Abs. 1
BeamtVG).

Die Übergangsregelung des
§ 69 c Abs. 1 BeamtVG soll
aus Gründen des gebotenen
Vertrauensschutzes sicher-
stellen, daû bei Inkrafttreten
des Gesetzes vorhandene
Versorgungsempfänger und
deren künftige Hinterblie-
bene von der Neuregelung
zur Verlängerung der War-
tefrist für die Versorgung
aus einem Beförderungsamt
nicht betroffen sind und in
ihren erworbenen Rechtspo-
sitionen geschützt werden.

b) Für Beamte, die vor dem
1. Januar 2001 befördert
worden sind oder denen ein
anderes Amt mit höherem
Endgrundgehalt verliehen
worden ist, findet § 5 Abs. 3
bis 5 BeamtVG in der bis
zum 31. Dezember 1998 gel-
tenden Fassung Anwen-
dung (§ 69 c Abs. 2 Be-
amtVG).

Durch § 69 c Abs. 2 Be-
amtVG soll gewährleistet
werden, daû die künftig auf
drei Jahre verlängerte War-
tefrist und der Wegfall der
Ausnahmetatbestände für
die Versorgung aus einem
höherwertigen Amt nicht für
Beamte gilt, denen späte-
stens bis zum Ablauf von
zwei Jahren nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes ein solches
Amt übertragen wird.
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D er Bundesvorstand
der DSTG hat in sei-
ner Sitzung am

25. März 1998 gefordert, das
Beihilfesystem sozialer aus-
zugestalten. Die Bundeslei-
tung beabsichtigt, unver-
züglich politische Initiativen
zu ergreifen. Zu denken sei
daran, die Beihilfefähigkeit
der Beiträge zur privaten
Krankenversicherung ab ei-
ner bestimmten Besoldungs-
gruppe wieder einzuführen.
Ausgangspunkt der DSTG-
Initiative ist das Gutachten
einer unabhängigen Exper-
tenkommission ¹zur Unter-
suchung steigender Beiträ-
ge zur privaten Krankenver-
sicherungª.

Die Kommission hat darauf
hingewiesen, daû Kosten-
dämpfungsbemühungen des
Gesetzgebers für den Be-
reich der gesetzlichen Kran-
kenversicherung vielfach
dazu geführt hätten, daû die
hiervon betroffenen Lei-
stungserbringer drohende
Mindereinnahmen durch
Preis- und/oder Mengenan-
stiege im Bereich der Privat-
versicherten zumindest teil-
weise zu kompensieren ver-
suchten. Es falle auf, daû die
ambulanten Arztkosten in
der PKV seit 1988 bei unver-
änderter Gebührenordnung
für ¾rzte dynamisch ge-
wachsen seien. Demgegen-
über hätte sich das Wachs-
tum der gesetzlichen Kran-
kenversicherung erheblich
verlangsamt, obwohl dort
die Honorarsätze angestie-
gen seien.

¹Offenbar haben die ambu-
lant tätigen ¾rzte die Bei-
tragsstabilität in der gesetz-
lichen Krankenversicherung
und die damit verbundenen
Einkommenseinbuûen durch
Mengensteigerung bei PKV-
Versicherten auszugleichen
versuchtª.

Die Position des Bundesvor-
standes lautet:

¹Die Beiträge zu privaten
Krankenversicherungen stei-
gen rasant. Sie haben inzwi-

schen ein Niveau erreicht,
das viele Kolleginnen und
Kollegen des einfachen und
mittleren, aber auch des ge-
hobenen Dienstes finanziell
stranguliert. Die Beitrags-
entwicklung rührt insbeson-
dere im fortgeschrittenen
Alter an die materielle Exi-
stenz und mindert die Le-
bensqualität. So erreichen
die Beiträge zur privaten
Krankenversicherung unse-
rer pensionierten Kollegin-
nen und Kollegen des mittle-
ren Dienstes rund 20% der
Versorgungsbezüge ± ein
Beitrag, der neben den ho-
hen Mieten die finanziellen
Spielräume auf das Exi-
stenzminimum drücktª.

Grundsätzlich gilt: je älter
der Versicherte, desto höher
die Beiträge. So können die
Beiträge eines über 60jähri-
gen das Dreifache der Bei-
träge eines Lebensjüngeren
betragen.

Gespräche von DSTG und
DBB mit den privaten Kran-
kenversicherungen haben
bisher nur begrenzte Erfolge
gebracht. So haben die pri-
vaten Krankenversicherun-
gen versucht, die Beitrags-
explosion bei älteren Versi-
cherten einzudämmen, in-
dem aus dem Gesamtbei-
tragsaufkommen Rücklagen
gebildet worden sind.

Insgesamt hat das Problem
eine wachsende soziale Di-
mension erreicht und eine
hohe Priorität im Rahmen
der berufspolitischen Aktivi-
täten von DSTG und DBB.

Urteil zur Rente

Das Bundesverfassungsge-
richt hat am 18. Februar
1998 entschieden, daû die
mit der Hinterbliebenenren-
ten-Reform von 1986 einge-
führte Anrechnung von ei-
genem Einkommen auf die
Hinterbliebenenrente ver-
fassungsgemäû ist (1 BvR
1318/86 und 1 BvR 1484/86).

Öko-Steuer eine
Phantomdiskussion?

D er DSTG-Bundes-
vorsitzende Ondra-
cek bezeichnete in

Interviews mit der ¹Bild am
Sonntagª und dem Deutsch-
landradio Berlin die Diskus-
sion um die ¹Öko-Steuerª
oder ¹Höhere Energiebe-
steuerungª als Phantomdis-
kussion. Alle Parteien hätten
in ihren Programmen ei-
ne stärkere Besteuerung
des Energieverbrauchs zum
Ziel, ohne bisher konkret zu
sagen, wie sie es umsetzen
wollen. Die Bündnisgrünen
haben mit ihrem Parteitags-
beschluû und der Benzin-
preisforderung von 5,00 DM
die Diskussion neu belebt.
Die Begründung bei den
Bündnisgrünen ist aller-
dings unehrlich. Wenn als
Zielsetzung ausgegeben
werde, daû durch einen hö-
heren Benzinpreis der Um-
weltgedanke gestützt und
so der Druck erzeugt wer-
den solle, daû weniger Auto
gefahren werde oder die In-
dustrie verbrauchsärmere

Motoren entwickelt, dann
komme unter dem Strich ge-
sehen nicht mehr Geld zu-
sammen. Wenn der ¹Flot-
tenverbrauchª um 2�3 zu-
rückgeht und der Preis sich
um 2�3 erhöht, bleibt das
Steueraufkommen gleich.
Es ist kein finanzieller Spiel-
raum für die Abschaffung
der Kfz-Steuer und auch
kein finanzieller Spielraum
für die Senkung der Lohn-
nebenkosten, wie ebenfalls
von den Bündnisgrünen ar-
gumentiert wird. Beide Ar-
gumente gehen nicht zu-
sammen.

Zu der von Schäuble aufge-
worfenen Frage eines drit-
ten Mehrwertsteuersatzes
für Energie vertrat Ondra-
cek im Deutschlandradio die
Meinung, daû dieses nur eu-
ropaweit denkbar sei. Wenn
man die Erfahrungen mit
der Harmonisierung der
Mehrwertsteuer und mit der
Umsetzung des Ursprungs-
landprinzips nehme, werde
sich in dieser Frage in den
nächsten 20 Jahren nichts
bewegen. Insofern seien
die Aufgeregtheiten derzeit
überhaupt nicht nachvoll-
ziehbar.

Bundesvorstand:
Beihilfe sozial staffeln

Frauenvertretung diskutiert über Teilzeit

In der Gewerkschaftsarbeit der DSTG werden die Interessen
der Kolleginnen und Kollegen gleichmäûig vertreten.
Gleichwohl gibt es eine Fülle von frauenspezifischen Proble-
men: Flexibilisierung der Arbeitszeit, neue Arbeitszeit-
modelle unter Berücksichtigung beruflicher und familiärer
Forderungen, Versorgungsregelungen unter den besonde-
ren Bedingungen von Teilzeitbeschäftigung, Beurlaubungs-
zeiten. Dies sind nur wenige Stichworte, die das Spannungs-
feld von Familie und Beruf beleuchten. Sie standen im Mittel-
punkt eines Seminars der DSTG-Bundesfrauenvertretung
vom 5. bis 7. April 1998 im Bildungszentrum des DBB in
Königswinter-Thomasberg unter der Leitung der DSTG-
Bundesfrauenvertreterin Helene Wildfeuer.

Wie wirken sich Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung auf
die Versorgungsregelung aus?

Diese Frage beantwortete der Abteilungsleiter der DBB-
Bundesgeschäftsstelle Thomas Stiller.

Über die aktuelle Gewerkschaftsarbeit unterrichtete der
DSTG-Bundesvorsitzende Dieter Ondracek.

Die Rolle der Frau in unserer Gesellschaft beleuchtete die
Vorsitzende des Bundesfrauenrates und Vorsitzende des
DSTG-Landesverbandes Hamburg, Helga Schulz. Ihr Thema
¹Steuergerechtigkeit für Frauenª war für sie ein willkomme-
ner Anlaû, Gerechtigkeitsdefizite in diesem ebenso zentralen
wie sensiblen gewerkschaftlichen Feld zu orten.
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D as Versorgungsre-
formgesetz, die Ein-
kommensrunde

1998, die Perspektiven einer
Politik für den öffentlichen
Dienst in der nächsten Le-
gislaturperiode standen im
Mittelpunkt eines Gesprä-
ches des Innenpolitischen
Sprechers der SPD-Bun-
destagsfraktion Fritz-Rudolf
Körper mit DSTG-Chef Die-
ter Ondracek. Körper versi-
cherte, daû das Berufsbeam-
tentum in der Steuerverwal-
tung als Eingriffsverwaltung
auch nach den Vorstellun-
gen der SPD erhalten bleibt
und sich an der bewährten
Arbeitsteilung von Beamten
und Arbeitnehmern in der
Steuerverwaltung nichts än-
dert.

Ondracek reklamierte er-
neut die Novellierung der
Funktionsgruppenverord-

nung, die nach der Erweite-
rung der Stellenplanober-
grenzen für den Regelbe-
reich des gehobenen Dien-
stes im Jahre 1992 längst
überfällig sei. Zur Stärkung
der Auûendienste müsse sie
unverzüglich in der näch-
sten Legislaturperiode in
Angriff genommen werden.
Bessere berufliche Perspek-
tiven für die Auûendienste
der Steuerverwaltung sei
ein integraler Bestandteil ei-
nes wirksamen Konzepts zur
Bekämpfung der Steuerkri-
minalität.

Weitere Gesprächsteilneh-
mer:

MdB Günter Graf sowie
MdB Ute Vogt.

Die DSTG war weiter vertre-
ten durch Bundesgeschäfts-
führer Paul Courth.

Der Innenpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion
Fritz-Rudolf Körper traf mit DSTG-Chef Dieter Ondracek

zusammen.
Foto: Eduard N. Fiegel

Gespräch mit der
SPD über Versorgungs-
reformgesetz

Das Ehepaar Folz freut sich über die vielen Glückwünsche.

D ie gesamte ¹Steuer-
prominenzª des
Saarlandes war ge-

meinsam mit dem DSTG-
Bundesvorstand am 24.
März 1998 in der Kongreû-
halle in Saarbrücken ver-
sammelt, um einem beson-
ders beliebten und en-
gagierten Saarländer zu
seinem Ehrentag zu gra-
tulieren: der Vorsitzende
des DSTG-Landesverban-
des Saar, Artur Folz, vollen-
dete sein 50. Lebensjahr.

Der stellvertretende Landes-
vorsitzende und Vorsitzen-
der der Hauptpersonalrates,
Matthias Bittner, würdigte
die facettenreiche gewerk-
schaftliche Vita von Folz.
Professionelles und intelli-
gentes gewerkschaftliches
Handeln haben sich mit ho-
her Flexibilität und mensch-
licher Ausstrahlung verbun-
den. Bittner begrüûte aus
der Schar der prominenten
Gäste: den Vizepräsidenten
des Saarländischen Landta-
ges Gerd Meyer (CDU), die
Finanzministerin des Saar-
landes Christiane Krajewski
(SPD), in Vertretung für
den Oberfinanzpräsidenten
den Leiter der Besitz- und
Verkehrsteuerabteilung der
Oberfinanzdirektion Saar-
brücken, Finanzpräsident
Hiûler, den DBB-Bundesvor-
sitzenden Erhard Geyer,
Landesbundschef Bernd
Rupp und DSTG-Chef Die-
ter Ondracek.

Finanzministerin Krajewski
würdigte insbesondere die
Fairneû von Artur Folz in der
Durchsetzung seiner ge-
werkschaftlichen Interessen
± Fairneû und Flexibilität
als die Garanten seines
gewerkschaftlichen Erfol-
ges.

Auch Finanzpräsident Hiû-
ler erinnerte an das Ver-
handlungsgeschick eines
klugen Gewerkschafters.

Im Mittelpunkt der Geburts-
tagsadressen der Vorsitzen-
den von DSTG und DBB,
Geyer und Ondracek, und
des Vorsitzenden des DBB-
Landesbundes Rupp stand
der gewerkschaftliche Ein-
satz von Folz, der mehr war
als gewerkschaftliche Inter-
essenvertretung. Für Artur
Folz ist Gewerkschaftsarbeit
¹Dienst am Nächstenª , für
den er seine vielfältigen Ta-
lente eingesetzt hat.

¹Die Mitglieder wollen we-
der Technokraten noch ab-
gehobene Visionäre ± sie
wollen Menschen ,wie du
und ich`. Menschen, von de-
nen sie aber gleichwohl ge-
werkschaftlichen Spürsinn
und Biû, Standvermögen
und Professionalität fordern.
Dies ist die Elle, an der der
Gewerkschafter gemessen
wird. Artur Folz ist für diese
Meûlatte nicht zu kurz gera-
tenª, so ein früheres Portrait
in dieser Zeitung.

Saar-Chef Artur Folz
feiert 50. Geburtstag
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V om 20. bis 22. März
1998 tagte der
DSTG-Bundesju-

gendausschuû (BJA) in Ber-
lin. Der BJA ist das zweit-
gröûte Gremium der DSTG-
Jugend. Hier tauschen die
Bezirks- und Landesjugend-
leitungen ihre Informatio-

nen und Vorschläge mit der
Bundesjugendleitung aus.

Neben der üblichen Ge-
werkschaftsarbeit nahmen
sich die Vertreter der DSTG-
Jugend unter dem Himmel
der Bundeshauptstadt ein-
mal selber kritisch unter die

Lupe. In einer Diskussion,
die am Samstag bis in
die späten Abendstunden
reichte, wurde sehr genau
untersucht, wie die Jugend-
arbeit innerhalb der DSTG
noch verbessert werden
kann. Hierbei wurde oft der
persönliche Kontakt zu den
Mitgliedern angesprochen.

Auûerdem möchte die
DSTG-Jugend die Schulen
vermehrt besuchen.

Der Bundesjugendleiter
Markus Griebenow be-
grüûte die enge Zusammen-
arbeit auch unter den Bun-
desländern.

Wer neugierig geworden ist,
kann sich gerne an die Bun-
desjugendleitung wenden
und hier weitere Infos erfra-
gen. Die Adresse der Bun-
desjugendleitung lautet:

DSTG-Jugend,
Markus Griebenow,

Luisenstraûe 49,
42103 Wuppertal.

Wir würden uns über einen
Kontakt mit EUCH freuen!

Presseecho in
Mönchengladbach

Zu einer Pressekonferenz
hatte der DSTG-Bezirksver-
band Düsseldorf regionale
Medienvertreter nach Mön-
chengladbach eingeladen.
Die Einladung fand ein brei-
tes Echo.

Der Bundesvorsitzende Die-
ter Ondracek konnte zusam-
men mit dem Bezirksvorsit-
zenden Hans-Werner Kal-
denhoff und den Kollegen
Lothar Beine und Peter
Kamps die Probleme der
Steuerverwaltung verdeutli-
chen.

Die Vertreter der ¹Rheini-
schen Postª und der ¹West-
deutschen Zeitungª berich-
teten ausführlich.

Berichte und Interviews
wurden auch über den
Westdeutschen Rundfunk
und den regionalen Rund-
funk verbreitet.

Die Bundesjugendleitung mit den Vertretern
der Bundeshauptstadt vor dem Brandenburger Tor.

DSTG-Jugend nimmt sich unter die Lupe
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D er bundesstaatliche
Finanzausgleich
bleibt ein steuer-

politisches ¾rgernis ersten
Ranges. Er ist eine Kernur-
sache für die Vollzugsdefi-
zite in der Steuerverwal-
tung. Denn er schwächt das
Interesse der Länder, über
eine leistungsfähige Steuer-
verwaltung Steuerquellen
zu erschlieûen und damit ih-
re Finanzkraft zu verbes-
sern.

Der Miûstand hat zwei Quel-
len:

I die Verpflichtung der
¹Geberländerª, ihre durch
eine leistungsfähige Steu-
erverwaltung erwobene
zusätzliche Finanzkraft
zwischen 80% und 90%
in den Finanzausgleich
einzuzahlen; die ¹Neh-
merländerª enthalten ent-
sprechend weniger.

I die Nivellierungstenden-
zen des Finanzausgleichs
insgesamt.

Der Bundesvorstand hat in
seiner letzten Sitzung am
25. März 1998 in Saarbrük-
ken versucht, tragfähige
und politisch machbare Lö-
sungskonzepte vorzulegen.
Er hat vorgeschlagen, die
durch die Steuerkriminalität
entstehenden Steuerausfälle
in Höhe von 150 Milliarden
DM jährlich nach dem Ver-
hältnis des Bruttoinlands-
produktes auf die einzelnen
Länder aufzuteilen. Damit
werde erreicht, daû sich der
bundesstaatliche Finanz-
ausgleich insgesamt nicht
an der tatsächlich ausge-
schöpften, sondern an der
vorhandenen Finanzkraft
orientiere. Anzusetzen sei
bei den Bundesergänzungs-
zuweisungen. Sollte das
Land seine Steuerkraft nicht
ausschöpfen, müûten die Er-
gänzungszuweisungen ent-
sprechend gekürzt werden.
¹Es widerspricht dem Ge-
danken des Grundgesetzes,
wenn das Nichtausschöpfen
der Finanzkraft und eine

selbst herbeigeführte Lei-
stungsschwäche mit Aus-
gleichszahlungen belohnt
werdenª, urteilt der Bundes-
vorstand.

Im übrigen wurde die
DSTG-Forderung bekräf-
tigt, die Personalkosten
nicht in die Finanzaus-
gleichsrechnung einzube-
ziehen.

Ursächlich für die Misere
sind auch die Nivellierungs-
tendenzen des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs ins-
gesamt. Professor Arndt
(Universität Mannheim) hat
ein Gutachten vorgelegt,
nach dem die durch den Fi-
nanzausgleich bewirkten
Nivellierungseffekte verfas-
sungswidrig sind. Das Gut-
achten soll Grundlage sein
für eine geplante Verfas-
sungsbeschwerde der Län-
der Bayern und Baden-
Württemberg. Kernstück
des Gutachtens ist der für
den Finanzausgleich kre-
ierte ¹Halbteilungsgrund-
satzª in Anlehnung an die
Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, das
diesen Grundsatz der Indivi-
dualbesteuerung zugrunde-
gelegt hat:

¹Die Pflichten eines Ge-
berlandes und die Steuer-
pflicht eines Bürgers fu-
ûen auf dem gemeinsa-
men Grundgedanken der
Solidarität und gemein
sind beiden auch die
Grenzen der Solidar-
pflicht. Ebenso, wie es der
Grundsatz der hälftigen
Teilung verbietet, über
diese Grenze hinaus Steu-
ern zu Umverteilungs-
zwecken zu erheben, ist
es mit den Grundla-
gen der bundesstaatlichen
Ordnung des Grundgeset-
zes unvereinbar, ± und
damit zugleich i. S. d.
Art. 107 Abs. 2 S. 1 GG
nicht ,angemessen` ±,
wenn die Früchte wirt-
schaftspolitischer Initia-
tive und spezifischer Lei-

stung einzelner Länder
im Wege des Finanzaus-
gleichs zu mehr als 50%
abgeschöpft und umver-
teilt werden. Denn hinter
den Finanzausgleichslei-
stungen finanzstarker Län-
der steht die Leistungsfä-
higkeit und Leistungsbe-
reitschaft ihrer Bürger, die
über die Steuern den öf-
fentlichen Abgaben ihrer
Länder zukommt. Wenn
nun mehr als die Hälfte
des überdurchschnittli-
chen Anteils an diesen
Steuereinnahmen in an-
dere Länder transferiert
wird, werden die Bürger
um den Lohn ihrer Lei-
stung gebracht.ª

Nicht zu verkennen ist:
auch bei der Anwendung
des Halbteilungsgrundsat-
zes würde das Interesse der
Länder geweckt, die Steuer-
verwaltung über sachliche
und personelle Maûnahmen
zu stärken. Fraglich ist je-
doch, ob dieser Halbtei-
lungsgrundsatz, der der
Individualbesteuerung zu-
grundeliegt, bei dem Fi-
nanzausgleich, der unter
staats- und verfassungs-
rechtlichen Aspekten zu be-
trachten ist, ebenfalls an-
wendbar ist. Gerade unter
dem Gesichtspunkt der Soli-
darität zwischen Bund und
Ländern als dem Kernstück
des Finanzföderalismus ist
der DSTG-Vorschlag brauch-
bar. Er beruht auf der
¹Ideeª, daû derjenige gegen
den Solidaritätsgedanken
verstöût, der seine eigene Fi-
nanzkraft bewuût nicht aus-
schöpft und der Solidarge-
meinschaft von Bund und
Ländern dadurch schweren
Schaden zufügt.

Zum System des bun-
desstaatlichen Finanzaus-
gleichs wird auf den Beitrag
in der April-Ausgabe 1998
dieser Zeitung verwiesen:
¹Bundesstaatlicher Finanz-
ausgleich ,kurz und bündig`
skizziertª (Seite 45).

Ondracek
in Bad Kreuznach

Im Rahmen der Landes-
hauptvorstandssitzung der
DSTG Rheinland-Pfalz in
Bad Kreuznach nahm der
Bundesvorsitzende Dieter
Ondracek zu aktuellen poli-
tischen Fragen Stellung. Ins-
besondere ging es um
die Umsetzung des Dienst-
rechtsänderungsgesetzes,
das Versorgungsreformge-
setz, den Stand der Tarifver-
handlungen und der Besol-
dungsgesetzgebung, um die
allgemeine Arbeitslage und
die Debatte über die Steuer-
reform.

In einer Pressekonferenz
konnte Ondracek die
DSTG-Positionen den Me-
dienvertretern verdeutlichen.
Kritische Diskussionen gab
es um die Einrichtung von
besonderen Servicestatio-
nen. Die Politiker reden
zwar viel vom ¹Schlanken
Staatª, lasten aber der Steu-
erverwaltung immer mehr
Arbeit auf. Dies war der kri-
tische Tenor der Diskussion.

Finanzausgleich dämpft
Interesse an Steuerquellen

BSW
jetzt im Internet

Der BSW Verbraucher-Ser-
vice, Deutschlands Verbrau-
cherorganisation Nummer 1
für die Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst und seine
privatisierten Bereiche, ist
jetzt auch im Internet mit ei-
nem umfassenden Angebot
vertreten. Die neue, gute
Adresse im weltumspannen-
den Netzwerk:

http://www.bsw-vvs.de
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OV Hachenburg
in Bonn

Zu einem Informationsbe-
such kamen die Kolleginnen
und Kollegen des Ortsver-
bandes Hachenburg ins
DSTG-Haus. Der Bundes-
vorsitzende erläuterte dabei
die Arbeitsmöglichkeiten
der DSTG und nahm zu al-
len aktuell anstehenden
Fragen Stellung.

Die Kolleginnen und Kolle-
gen des Ortsverbandes Ha-
chenburg konnten sich da-
von überzeugen, daû in der
DSTG-Zentrale effektiv ge-
arbeitet wird.

BHW mit Partnern

Der Baufinanzierer BHW hat
mit vier namhaften deut-
schen Versicherungsunter-
nehmen neue Vertriebspart-
nerschaften für das Bauspar-
und Baufinanzierungsge-
schäft geschlossen. Hierbei
handelt es sich um die
Albingia Versicherung, die
Concordia Versicherung AG,
die Ideal-Versicherung AG
und die Itzehoer Versiche-
rung AG. Die vier neuen
Partner werden ausschlieû-
lich für BHW den Vertrieb
von Bauspar- und Baufinan-
zierungsprodukten über-
nehmen.

Finanzämter
in Berlin
vor dem Kollaps

N ach Angaben des
DSTG-Landesver-
bandes Berlin wur-

den in der Berliner Steuer-
verwaltung in den vergan-
genen beiden Jahren 1 600
der 9 700 Behördenstellen
abgebaut. Weitere 1 200
Stellen sollen folgen. Ge-
werkschaftschef Detlef Da-
mes warnte: dieser Personal-
kahlschlag bedeute für die
Bürger noch längere Warte-
zeiten bei Steuerforderun-
gen und bringe damit dem
Land hohe Einnahmever-
luste.

Zusätzlich errechnete die
Finanzsenatorin Fugmann-
Heesing bei den Finanzäm-
tern einen angeblichen
¹Überhangª von 2 128 Stel-
len. Bis 1999 sollen weitere
489 Stellen gestrichen wer-
den. Das Abgeordnetenhaus
erhöhte die Einsparquote
um weitere 255 Stellen.

Daû diese Personalkürzun-
gen einer Totalamputation
der ¾mter gleich komme,
belegte Dames an Berech-
nungen der Finanzsenatorin
selbst. Noch kürzlich be-
scheinigte sie den Finanz-
ämtern einen Personalbe-
darf von 500 neuen Mitar-
beitern, die nie eingestellt
worden seien.

In einem Gespräch mit der
Berliner Morgenpost ver-
wies Dames auf die gefährli-
chen Konsequenzen. Der
Steuerbetrug in der Bundes-
hauptstadt werde sich wei-
ter ausbreiten, da mittlere
Unternehmen nur alle 15
Jahre und kleinere sogar
nur alle 50 bis 60 Jahre ge-
prüft würden. ¾hnliche

Alarmmeldungen konnte
Dames in allen anderen Ber-
liner Zeitungen sowie in
Rundfunk und Fernsehen
plazieren. Der Berliner Ku-
rier titelte: ¹Augen zu, Steu-
ern zurück ohne Kontrolleª.

Insbesondere das ausführli-
che Interview im Berliner In-
fo-Radio sowie ein Gastauf-
tritt in der Berliner Abend-
schau ¹trieben zum wieder-
holten Male den Verant-
wortlichen in der OFD und
der Senatsverwaltung für Fi-
nanzen die Schweiûperlen
auf die Stirnª, stellte das
¹Steuer- und Grollblatt Ber-
linª ebenso zufrieden wie
alarmiert fest.

Parteien sollen zu
öffentlichem Dienst
Farbe bekennen

Farbe bekennen sollen die
Vorsitzenden der im Deut-
schen Bundestag vertrete-
nen Parteien vor der Bun-
destagswahl, was ihre Pro-
gramme und Absichten
ganz konkret zum öffentli-
chen Dienst betrifft.

Der DBB hat deshalb die
Parteivorsitzenden Helmut
Kohl (CDU), Oskar Lafon-
taine (SPD), Theo Waigel
(CSU), Jürgen Trittin (Bünd-
nis '90/DIE GRÜNEN) und
Wolfgang Gerhardt (F.D.P.)
gebeten, ihre Positionen
zum öffentlichen Dienst
kurz zusammenzufassen,
damit sie unmittelbar im
Vorfeld der Bundestagswahl
in der September-Ausgabe
des DBB-Magazins gemein-
sam veröffentlicht werden
können.

Von besonderem Interesse
seien dabei neben der gene-
rellen Bewertung des öffent-
lichen Dienstes die Haltung
zum Beamtenverhältnis, die
Perspektiven des Dienst-
und Versorgungsrechts, die
Entwicklung der neuen
Bundesländer sowie die per-
sonalpolitischen Konzepte
und Fragen der Verwal-
tungsmodernisierung und
der Privatisierung.

Die nächsten allgemeinen Sozialversiche-
rungswahlen finden am 26. Mai 1999 statt. Gewählt wer-
den die Vertreterversammlungen der Renten-, Kranken-
und Unfallversicherung.

Hunderttausende von Versicherten haben
seit 1996 ihre Krankenkasse gewechselt und durch den
Wechsel zu beitragsgünstigen Kassen sich selbst und
ihre Betriebe um rund 1 Milliarde Mark entlastet. Beson-
ders günstige Kassen konnten ihre Mitgliederzahl mehr
als verdoppeln. Pflichtversicherte können ihre Kranken-
kasse jeweils zum Jahresende wechseln.

Die Rücklagen der Pflegeversicherung
beliefen sich Ende 1997 auf 8,9 Milliarden DM und wa-
ren damit mehr als doppelt so hoch wie die im Gesetz
vorgesehene Mindestreserve. Das Finanzpolster soll den
Beitragssatz (1,7 %) trotz Zunahme der Leistungsbezie-
her in den nächsten Jahren stabil halten.

Die rund 17 Millionen Rentner in
Deutschland werden sich 1998 mit der geringsten Anhe-
bung ihrer Altersversorgung seit 40 Jahren zufriedenge-
ben müssen. Im Westen steigen die gesetzlichen Alters-
renten zum 1. Juli um 0,44 Prozent, in den jungen
Bundesländern um 0,89 Prozent. Die Renten sind an die
Entwicklung der Nettoeinkommen der Beschäftigten
gekoppelt.

Eine neu aufgelegte Broschüre des Bun-
desarbeitsministeriums ¹Die Rente: Von Generation zu
Generationª gibt einen umfassenden Überblick zu allen
Fragen des Rentenrechts ± von der Rentenreform über
Versicherungspflichten und Anspruchsvoraussetzungen
bis hin zur Rentenberatung, dem Fremdrentenrecht, Fra-
gen des Hinzuverdienstes und der Altersteilzeit. Die Bro-
schüre kann bestellt werden beim Bundesministerium
für Arbeit, Öffentlichkeitsarbeit, Postfach 500, 53105 Bonn
(Tel.: 01 80-5 15 15 10; Fax: 01 80-5 15 15 11.

+++ Tarif-Telegramm +++
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Tobin-Steuer ±
eine Fata Morgana?

Durch Europa geistert die
¹Tobin-Steuerª ± eine nach
dem US-Ökonom James To-
bin benannte Devisen-Um-
satzsteuer. Eine Steuer auf
Währungstransaktionen soll
in einen bei den Vereinten
Nationen eingerichteten
Fonds flieûen und anteilig
den EU-Mitgliedstaaten für
Entwicklungs- und Struk-
turpolitik zur Verfügung ge-
stellt werden.

In einem Gespräch des UFE-
Präsidiums, der europäi-
schen Dachorganisation der
DSTG, mit dem Wirtschafts-
und Währungsausschuû des
Europäischen Parlaments in
Straûburg waren sich die
Teilnehmer einig, daû diese
Steuer ± jedenfalls in abseh-
barer Zeit ± keine Chance
hat.

Der gleichen Auffassung
war der Finanzausschuû des
Deutschen Bundestages. Er
lehnte in seiner Sitzung am
25. März 1998 ab, die Bun-
desregierung aufzufordern,
sich international für die
Einführung der ¹Tobin-

Steuerª einzusetzen. Bünd-
nis 90/Die Grünen und die
PDS hatten sich in Anträgen
für die Einführung einer sol-
chen Steuer eingesetzt und
gleichzeitig das Spannungs-
feld gesehen: einmal sollen
grenzüberschreitende Inve-
stitionen nicht gestört wer-
den, zum anderen sollen
spekulative Währungstrans-
aktionen eingedämmt wer-
den. Nach Ansicht der
Bündnisgrünen müûte der
Steuersatz dementsprechend
hoch genug sein, um speku-
lative Währungstransaktio-
nen zu stören, und niedrig
genug sein, um die Kosten
bei grenzüberschreitenden
Investitionen und beim Aus-
tausch von Waren und
Dienstleistungen gering zu
halten.

Bei 18 Punkten ist Schluû

Im Sport mag es positiv sein, viele Punkte zu sammeln, im Stra-
ûenverkehr allerdings weniger. Wird ein Buûgeld fällig, gibt
es zusätzlich eine Eintragung im Verkehrszentralregister mit
einem bis sieben Punkten. Diese werden frühestens nach zwei
Jahren getilgt. Nach Auskunft der DBV-Winterthur Versiche-
rungen schickt das Kraftfahrt-Bundesamt künftig bei acht
Punkten auf dem Konto eine Benachrichtigung. Dann besteht
die Möglichkeit, durch die Teilnahme an Aufbauseminaren
vier Punkte vom Konto zu tilgen. Hat ein Fahrer allerdings
18 Punkte erreicht, ist Schluû. Dann kann allenfalls noch
eine erfolgreich absolvierte medizinisch-psychologische Un-
tersuchung helfen. Dieses System ist nicht als Schikane ge-
dacht, sondern als Schutz: Nur wer andere Verkehrsteilneh-
mer mehrfach gefährdet und grundlegende Regeln im Stra-
ûenverkehr miûachtet, läuft überhaupt Gefahr, seinen Führer-
schein zu verlieren.
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A uf Einladung des
Ortsverbandes Nien-
burg nahm der

DSTG-Bundesvorsitzende an
der Jahreshauptversamm-
lung teil.

Ondracek stellte dabei den
Kolleginnen und Kollegen
die schwierige Situation
für gewerkschaftliche Arbeit
dar. Die DSTG sei intensiv
beschäftigt, um unberech-
tigte Sparmaûnahmen abzu-
wehren und Rückschritte zu
verhindern. Mit der Ge-
schlossenheit der Mitglieder
und mit einer weiteren Stär-
kung ihrer Solidarkraft wird
die DSTG aber auch in die-
ser kritischen Phase Verbes-
serungen erstreiten.

Die Regionalzeitung ¹Die
Harkeª berichtete unter der
Überschrift ¹In den Finanz-
ämtern wächst zunehmend
der Frustª, über die in einer
Pressekonferenz von Ondra-
cek vorgelegten Daten und
Fakten und die Situation

Kollegen akzeptieren
Steuerschlupflöcher

nicht

der Steuerverwaltung. In
einem Leserbrief brachte
der DSTG-Ortsvorsitzende
Günther Abeling die Proble-
me noch einmal auf den
Punkt:

¹Zweifellos charakteri-
siert die Überschrift im
Zeitungsartikel vom 20. 3.
1998 die Grundstimmung
der meisten Bediensteten
im Finanzamt Nienburg.
Nach unserer Einschät-
zung wird aber aus dem
Artikel nicht ausreichend
deutlich, warum Frust die
berufliche Motivation vie-
ler Mitarbeiter gefährdet:

Demotivierend ist, wenn
die veranlagte Einkom-
mensteuer (ESt der Ge-
werbetreibenden und Selb-
ständigen) durch legale
Steuerschlupflöcher dra-
matisch wegbricht. Kein
Vorwurf gegen die Steuer-

pflichtigen, die Abschrei-
bungsmodelle im Osten
oder Schiffs- und Flug-
zeugbeteiligungen steuer-
mindernd einsetzen. Wo
ist aber der wirtschaftliche
Nutzen, wenn der Gesetz-
geber Abschreibungsrui-
nen sanktioniert und
Schiffe fördert, die weder
im Inland hergestellt,
noch mit deutschen Ma-
trosen ,befahren` werden.
Schwerpunktmäûig natio-
nal ist häufig nur die
Steuererstattung an die
Anteilseigner.

Frustrierend ist, wenn das
Grundgesetz die Gleich-
mäûigkeit der Besteue-

Staatsziel der gleich-
mäûigen Besteuerung

gefährdet

rung und Steuergerech-
tigkeit als Staatsziel aus-
weist, die Steuergesetzge-
bung aber derart chao-
tisch ist, daû Gerechtig-
keit zum Ausnahmetatbe-
stand verkümmert.

Nicht nachvollziehbar ist,
daû über Jahrzehnte Steu-
erreformen grundlegen-
der Art angekündigt wer-
den, nahezu jede ¾nde-
rung das Steuerrecht je-
doch verkompliziert hat,
weil ,jedes Grüppchen
oder Persönchen sein indi-
viduelles Subvensönchen'
im Einkommensteuerhand-
buch wiederfinden muû.

Absurd ist, daû die Steuer-
verwaltung qualifiziertes
Personal vorhält ± die Aus

Nur noch 10%
der Steuererklärungen

werden intensiv
geprüft

bildung ist tatsächlich im
hohen Maûe anspruchs-
voll ± seine Mitarbeiter
aber zwingt, das vorhan-
dene Wissen nicht einzu-
setzen. Wieso? Durch so-
genannte Vereinfachungs-

maûnahmen wird die
Verwaltung gezwungen,
nur noch ca. 10% aller
Steuererklärungen inten-
siv zu prüfen. Alles an-
dere wird tatsächlich
,qualifiziert durchgewinkt`
(welch' herrliche Sprach-
schöpfung), d. h. weitge-
hend ungeprüft akzep-
tiert. Deutlich gesagt wer-
den muû an dieser Stelle,
daû die Vereinfachungs-
maûnahmen nicht erfun-
den werden, damit das
Personal einen ,Schönen
Tag` hat. Sie sind lediglich
die Folgen aus Überla-
stung der Finanzverwal-
tung und einem fortge-
setzten Personalabbau.

Nur noch lächerlich ist die
Weigerung der Politik zu
akzeptieren, daû ein Be-
triebsprüfer jährlich ca.
130 000 DM (einschlieû-
lich Pensionen!) kostet,
aber 1,7 Mio. DM (Bun-
desdurchschnitt) Mehr-
steuern erbringt. Argu-
mentiert wird hier, daû
der Länderfinanzausgleich
den Finanzministern wie-
der alles wegnimmt. Ein-
fach ist aber doch wohl
die Erkenntnis, daû das
¸Mehr` irgendwo in den
Ländern verbleibt, mithin
Steuererhöhungen abso-

lut nicht erforderlich sind.
Es kann doch wirklich
nicht wahr sein, daû ich
auf Einnahmen verzichte,
nur weil die nachfolgende
Verteilung zu schwierig
ist? Kapieren Sie das?ª

Ondracek stellt sich
Fernsehzuschauern

Am Rande der Bundesvor-
standssitzung der DSTG
in Saarbrücken beantwor-
tete der Bundesvorsitzende
30 Minuten lang Fragen
von Fernsehzuschauern zur
Steuervereinfachung und
Steuerfragen.

Die Beteiligung war lebhaft.
Der Moderator im Fernseh-
studio war davon angetan,
daû der Bundesvorsitzende
bei keinem Thema auswich
und auch schwierige Fragen
kurz und prägnant beant-
wortete, so daû trotz der be-
grenzten Zeit alle Zuschauer
zu ihrem Recht kamen.
Die Sendung wurde im
Südwest-Fernsehen ausge-
strahlt.

Frust in Finanzämtern
hat tiefe Wurzeln

Der Nienburger Amtsvorsteher Stefan Blanke,
Dieter Ondracek, der stellvertretende Landesvorsitzende

Niedersachsen Jürgen Hüper und der Ortsverbands-
vorsitzende Günther Abeling (v. l.).
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I n einer beeindrucken-
den Untersuchung hat
die Arbeiterkammer Bre-

men, eine Körperschaft des
öffentlichen Rechts, einen
Ländervergleich zur Be-
triebsprüfung vorgelegt und
insgesamt das ¹Ungleich-
maû der Besteuerungª be-
leuchtet. Die Feststellungen
der Arbeiterkammer decken
sich uneingeschränkt mit
den DSTG-Positionen. Drei
Beispiele belegen dies:

I zu den Abgrenzungs-
merkmalen über die Ein-
ordnung der Betriebe in
Gröûenklassen:

¹Steigt die Zahl der Betrie-
be, verschlechtert sich die
Kontrollquote, d. h. sie sinkt.
Damit aber dieser bekla-
genswerte Zustand nicht
eintritt, haben die Finanzmi-
nister vereinbart, ,daû auch

Die Kontrollquote
sinkt

die Zahl der Betriebe in den
jeweiligen Gröûenklassen
gleich bleiben soll`. Weil
aber entgegen der Finanz-
ministermeinung die Zahl
der Betriebe seit Anfang der
80er Jahre angestiegen ist,
hat die Finanzverwaltung
beschlossen, die der Grö-
ûenklassifizierung zugrunde
liegenden Kennzahlen Um-
satz oder Gewinn und die
Umgruppierung einzelner
Branchen in andere Be-
triebsartengruppen so anzu-
passen, bis eine geringere
Zahl der Betriebe in den Be-
triebsgröûenklassen als Er-
gebnis herauskam. ¼ Unter
dem Strich sind die ,Abstei-
ger` letztendlich bei den fak-
tisch ungeprüften Kleinstbe-
trieben gelandet, die eine
beträchtliche Steigerung um
28,4% verbuchen konnten.
Der Abstieg in die jeweils
niedrigere Betriebsgröûen-
klasse ist für die Betriebe in
Wirklichkeit ein finanzieller
Aufstieg, für die Steuern ein
finanzieller Abstieg. ¼ Ei-
nen Teil der Steuerbasis ha-

ben sich die Finanzbehör-
den durch ,friendly fire`
selbst zerstört.ª

I Zu den ¹Gewinnverlage-
rungenª:

¹Experten beziffern den An-
teil der Gewinnverlagerung
an den Steuernachholungen
nicht auf 80 bis 90%, son-
dern nur auf 15±20% (Klein-
betriebe) bzw. 30±40%
(Groûbetriebe)ª.

I zum ¹Länderfinanzaus-
gleichª:

¹Das ,Dilemma` des Länder-
finanzausgleichs kann nur
ausgeschaltet werden, wenn
alle Bundesländer gleichge-
richtet handeln würden.
Deshalb ist eine einheitliche
Regelung längst überfällig,
die für alle Bundesländer
verbindlich festlegt, wie oft
und in welchem Umfang Be-
triebsprüfungen stattzufin-
den haben. ¼

Eine bundeseinheitliche Re-
gelung könnte den Ländern
z. B. dadurch schmackhaft
gemacht werden, wenn die
(Mehr)Aufwendungen für
die Betriebsprüfung und
Steuerfahndung über den
Finanzausgleich vergütet
werdenª.

Aufgeräumt wird mit dem
Argument, daû bei Groûbe-
trieben keine Mehrsteuern
zu erwarten seien, weil sie
ohnehin lückenlos geprüft
würden und 80% der Mehr-

Bei Groûbetrieben
sind Mehrsteuern

zu kassieren

steuern nachzahlten. Die Ar-
beiterkammer weist darauf
hin, daû trotz sinkender Prü-
fungsintensität und -qualität
die Mehreinnahmen je Be-
triebsprüfung sich in den
Jahren 1985 bis 1996 ver-
doppelt hätten. ¹Mit einer
qualifizierten zeitnahen und
lückenlosen Anschluûprü-
fung würden nicht nur
Steuerverkürzungen aufge-

deckt, sondern darüber hin-
aus noch wirksam ge-
gen Steuerkriminalität und
Schattenwirtschaft vorge-
beugtª.

Ein zweites Argument wird
widerlegt: nämlich die Be-
hauptung, daû bei zusätzli-
chen Prüfungen von Mittel-
und Kleinbetrieben die
Steuermehreinnahmen durch
Personalkosten aufgezehrt
würden. Hierzu wird eine
einfache Rechnung ange-
stellt:

Ein Betriebsprüfer kontrol-
liert erfahrungsgemäû pro
Jahr 50 Kleinbetriebe. Bei
durchschnittlichen Mehr-
steuern von 19 000 DM je
Betrieb ergeben sich Steuer-
nachforderungen in Höhe
von 950 000 DM (19 000 DM
x 50), denen Bruttolohnko-
sten (einschl. Arbeitgeber-
anteile u. Pensionsansprü-
che) von 130 000 DM gegen-
überstehen. Für den Staat
kein Minusgeschäft, son-
dern netto 820 000 DM mehr.
Auch die Hamburger Fi-
nanzbehörde geht davon
aus, ¹daû bei einer Intensi-
vierung der Betriebsprüfung
im Bereich der Mittel- und
Kleinbetriebe noch erhebli-
che Mehrsteuern realisiert
werden könnenª. Und für
den Präsidenten des Rech-
nungshofes Baden-Würt-
temberg ist es keine Frage,
daû sich ¹die Einstellung
von zusätzlichen Prüfern
auszahlen würde, da die von
ihnen erreichten Mehrein-
nahmen wesentlich höher
als ihr Gehalt wärenª.

Die Arbeiterkammer schlieût
ihre Untersuchung mit fünf
alarmierenden Feststellun-
gen:

I Das gerade aus Sicht der
Arbeitnehmer/innen be-
stürzende Resultat unse-
rer Recherche liegt darin,
daû die Uneinheitlichkeit
und Unausgewogenheit

Groûe Unterschiede
in den Bundesländern

steuerlicher Prüfungen
bei der Unternehmenssei-
te ¹Methodeª haben! Es

ist offensichtlich, daû die
Wahrnehmung der Steu-
erhoheit gegenüber Un-
ternehmen von Bundland
zu Bundesland variiert.

I Es drängt sich der Ein-
druck auf, daû der Grund
dieser Uneinheitlichkeit
u.a. auch in einer ¹Kon-
kurrenz um Sicherung
von regionalen Standor-
tenª liegt, für die das
Steuerrecht ¹instrumenta-
lisiertª wird. Damit ver-
zichten Bund und Länder
nicht nur auf Mittel, die
der Gesellschaft rechtmä-
ûig zustehen, sondern es
wird gerade so für eine
Praxis der Besteuerung
gesorgt, in deren Rahmen
die Quellensteuerpflichti-
gen, also die kleinen Ein-
kommen, rigoros belastet
werden, während die
wirtschaftlich Leistungs-
fähigsten in den Genuû ei-
ner kaum noch zu vertre-
tenden ¹Pflegeª ihrer Ein-
kommensquellen kom-
men. Dem Prinzip der
gleichmäûigen und zu-
treffenden Besteuerung
ist damit hohngespro-
chen.

I Die Arbeiterkammer Bre-
men hat im Verlaufe die-
ser Darstellung mehrfach
darauf hingewiesen, daû
sie für zwingend erforder-
lich hält, in Bund und Län-
dern endlich die sachli-
chen und personellen Vor-
aussetzungen zu schaffen,
daû das Verfassungsgebot
der gleichmäûigen Be-
steuerung wiederherge-
stellt wird.

I Die ¹Nichtdurchsetzungª
des schon geltenden
Rechts ist gegenüber dem
Gemeinwesen, seiner Bür-
gerinnen und Bürger und
insbesondere gegenüber
den Arbeitnehmern/innen
ein politischer Skandal.

I Aus Sicht der Arbeiter-
kammer Bremen ist die
Wahrnehmung dieser
Aufgabe unverzichtbar,
wenn den politischen
Kräften daran liegt, verlo-
renes Vertrauen der Bür-
ger/innen in den Rechts-
und Sozialstaat wieder
herzustellenª.

Ungerechte Varianten
bei Betriebsprüfung
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Bundesbetriebs-
prüfer tagen
in Erfurt

D ie Bundesbetriebs-
prüfer kamen zu ih-
rer Jahresfachta-

gung 1998 in Erfurt zusam-
men. In der einwöchigen
Tagung befaûten sie sich
mit Praxisproblemen aus
dem Umwandlungsteuerrecht
und dem internationalen
Steuerrecht. Sie wurden für
ihre schwierige Arbeit vor
Ort wieder ¹fitª gemacht.
Wichtiger Nebeneffekt die-
ser Tagung ist es, sich mit
den Kolleginnen und Kolle-
gen, die man während des
Jahres kaum trifft, zu be-
sprechen und Erfahrungen
auszutauschen.

Der DSTG-Bundesvorsitzen-
de Dieter Ondracek hatte
Gelegenheit, den Kollegin-
nen und Kollegen die aktu-
ellen Fragen aus dem be-
rufspolitischen Bereich nä-
her zu bringen. Fragen von
Besoldung und Versorgung,
häusliches Arbeitszimmer,
die Besoldung kinderreicher
Beamten, Fragen der Kin-
derfreibeträge u. a. wurden
dabei besprochen. Ondra-
cek konnte dabei auch über
Fragen der Steueraufsicht
im zusammenwachsenden
Europa diskutieren. Seine
Forderung nach einer ¹Task
Forceª fand dabei Interesse
und Zustimmung.

Die Bundesbetriebsprüfung
ist beim Bundesamt für Fi-
nanzen angesiedelt und
zählt derzeit 107 Personen.

Bei der Tätigkeit der Bun-
desbetriebsprüfung geht es
in erster Linie darum, die
Betriebsprüfer der Bundes-
länder in schwierigen Fällen
zu unterstützen. In diesem
Rahmen sollen die Bundes-
betriebsprüfer auch einen
Beitrag zur Gleichmäûigkeit
der Besteuerung im Bundes-
gebiet leisten. Wegen der zu
geringen Zahl von Bun-
desbetriebsprüfern sind die
Mitwirkungsquoten aber sehr
gering. Die Stichproben bei
den Betriebsprüfungen sind
viel zu klein, um eine gleich-

mäûige Besteuerung in allen
Branchen und Bundeslän-
dern sicherzustellen. Um die
Interessen des Bundes wirk-
sam vertreten zu können, ist
es nach Auffassung der
DSTG erforderlich, die Zahl
der Bundesbetriebsprüfer zu
verdoppeln. Notwendig ist
es nach Meinung der DSTG
auch, daû die Bundesbe-
triebsprüfung in die Lage
versetzt wird, sich verstärkt
um die internationalen Ver-
flechtungen zu kümmern.
Das Phänomen der Gewinn-
verlagerungen kann wirk-
sam nur durch eine zentrale
Stelle auf Bundesebene in
Schranken gehalten wer-
den.

Ortsverband Cham
lud Ondracek ein

A uf Einladung des
bfg-Ortsverbandes
Cham stand der

Bundesvorsitzende Dieter
Ondracek den Kolleginnen
und Kollegen des Finanzam-
tes Cham und der Auûen-
stellen Waldmünchen und
Kötzting Rede und Antwort.
Vor der Versammlung traf er
gemeinsam mit der bfg-Be-
zirksvorsitzenden Helene
Wildfeuer zu einem Mei-
nungsaustausch mit den ört-
lichen Personalräten und
dem Vorsteher und Auûen-
stellenleiter zusammen. Da-
bei konnten alle aktuell an-
stehenden Probleme disku-
tiert werden. Auch die in
Bayern besonders anstehen-
den Probleme mit dem Gut-
achten des externen Bera-
ters Artur Andersen war ein
Schwerpunkt der Diskus-
sion.

In Pressegesprächen mit
dem ¹Bayerwald Echoª und
der ¹Chamer Zeitungª
machte Ondracek die
DSTG-Position deutlich. Er
wies darauf hin, daû es ei-
nen direkten Zusammen-
hang zwischen dem Perso-
nalmangel in den Finanzäm-
tern und der angestiegenen
Mogelrate gebe. Wenn nicht
mehr ausreichend geprüft
und kontrolliert werde, wer-
den die Unehrlichen immer

mehr und immer mutiger.
Dies schaukele sich hoch.
Das Sprichwort ¹Gelegen-
heit macht Diebeª stellt sich
hier unter Beweis. Das Vor-
haben des Bayerischen Fi-
nanzministers Erwin Huber,
das Personal in den Finanz-
ämtern nicht zu verstärken,
sondern im Gegenteil eher
zu reduzieren, werde dieses
Phänomen verstärken. Jede
fehlende Personalstelle in
den Finanzämtern bedeutet,
daû ein Vielfaches der ver-
meintlich eingesparten Per-
sonalkosten auf der Einnah-
menseite ausfallen werde.
Von den Fehlentscheidun-
gen der Politik könne dann
auch keine Leitbilddiskussi-
on ablenken. Es seien nicht
schöne Worte gefragt, son-
dern Taten. Die Bayerische
Staatsregierung bleibe auf-
gefordert, der Steuerverwal-
tung die gleiche Priorität
einzuräumen, wie sie dies
gegenüber den Lehrern und
der Polizei tue.

Die beiden Regionalzeitun-
gen ¹Bayerwald Echoª und
¹Chamer Zeitungª berichte-
ten jeweils auf einer ganzen
Seite über die Veranstal-
tung.

In der Ortsverbandsver-
sammlung konnten Ondra-
cek und Wildfeuer mit den
zahlreich erschienenen Kol-
leginnen und Kollegen dis-
kutieren und ihnen die Posi-
tionen der DSTG und der
bfg verdeutlichen.

Eine Reihe von Mitgliedern
erhielten im Rahmen dieser
Versammlung die Ehrung
für 25jährige und 40jährige
Mitgliedschaft.

DBB: Junge Beamte
nicht benachteiligen

Der Deutsche Beamtenbund
hat die Bundesregierung
aufgefordert, entsprechend
der Tarifvereinbarung im öf-
fentlichen Dienst in diesem
Jahr mindestens so viele Be-
amtenanwärter einzustellen
wie 1997.

In einem Beteiligungsge-
spräch zum Besoldungs-
anpassungsgesetz 1998 am
15. April im Bundesinnenmi-
nisterium bemängelte der
stellvertretende DBB-Vorsit-
zende Heinz Ossenkamp,
daû dem vorliegenden Ge-
setzenwurf eine solche Re-
gelung nicht zu entnehmen
sei. Scharf kritisierte Ossen-
kamp, daû ab Januar 1999
die Bezahlung für neu ein-
tretende Beamtenanwärter
um bis zu 25 Prozent redu-
ziert werden soll.

Tauschecke

StOS'in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus dem Bereich der
OFDen Stuttgart oder Frei-
burg.

StI z. A. aus Niedersachsen
(OFD Hannover) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Berlin.

StOS aus Bayern (OFD
München, FA München)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Nordrhein-West-
falen (OFD Köln/FA Köln).

Beamtin des mittleren Dien-
stes aus dem Geschäftsbe-
reich der OFD Köln sucht
Tauschpartner/in aus dem
Geschäftsbereich der OF-
Den Hamburg oder Kiel.

StOI'in aus NRW (OFD Köln)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFDen Stuttgart oder
Karlsruhe ± F¾ Mühlacker,
Pforzheim u. Umgebung).

StI aus Rheinland-Pfalz
(OFD Koblenz) sucht Tausch-
partner/in aus Baden-Würt-
temberg (OFD Freiburg).

StS aus Rheinland-Pfalz
(OFD Koblenz) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Saarland.

StHS'in aus NRW (OFD
Münster) sucht Tauschpart-
ner/in aus dem Bereich der
OFD Kiel (FA Lübeck).
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